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6 AZR 472/895 (10) Sa 1652/88 Niedersachsen
Verkündet am 
23. Oktober 1991
Noll,
Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 23. Oktober 1991 durch den Vorsitzen-
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den Richter Dr. Peifer, die Richter Prof. Dr. Jobs und Dr. Frei­
tag sowie die ehrenamtlichen Richter Ziegenhagen und Marx für 
riecht erkannt:

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 12. 
Juli 1989 - 5 (10) Sa 1652/88 - wird zurückge­wiesen.

2. Die Kosten der Revision hat der Kläger zu tra­
gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b  e s t a n  d :

Der Kläger macht gegen die Beklagte einen Anspruch aus über­
gegangenem Recht geltend.

Auf das Arbeitsverhältnis des bei der Beklagten als Ange­
stellter beschäftigten Reinhard S findet aufgrund arbeits­
vertraglicher Vereinbarung der Bundes-Angestelltentarifvertrag 
(BAT) Anwendung. Nach § 40 BAT werden für die Gewährung von Bei­
hilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen die bei dem Ar­
beitgeber jeweils geltenden Bestimmungen angewendet.

Die im Jahre 1982 geborene Tochter R des Angestellten
3 ist mongoloid. Sie ist in erheblichem Umfang geistig be­
hindert. Ihre Sprachentwicklung ist sehr verzögert. Gleichgewicht 
und Gang sind gestört. Aufgrund einer schriftlichen Stellungnahme 
des Amtsarztes vom 13. Juni 1985, in der eine Unterbringung in
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einem Sonderkindergarten der Lebenshilfe zur heilpädagogischen 
Forderung und Sprachtherapie als notwendig angesehen wurde, wurde 
das Kind R im Sonderkindergarten der Lebenshilfe Gemeinnüt­
zige GmbH L betreut. Im Kindergarten wurden wöchentlich
auch je eine Stunde Sprachtherapie, Musikpädagogik, therapeuti­
sches Reiten und Krankengymnastik durchgeführt. Die Krankengymna­
stik wurde gesondert abgerechnet.

Der Kläger ist als Sozialhilfeträger für die Unterbringungs­
kosten des Kindes R im Sonderkindergarten in der Zeit vom
1. Oktober 1985 bis 31. Dezember 1986 in Höhe von 31.850,—  DM 
aufgekommen und hat den vermeintlichen Beihilfeanspruch des Va­
ters des Kindes gegen die Beklagte nach § 90 BSHG auf sich über­
geleitet. Er stützt diesen Anspruch auf § 6 Abs. 1 Nr. 3 der Bei- 
hilfevorschriften für das Land NiederSachsen (BhV). Darin heißt 
es:

"§ 6
(1) Aus Anlaß einer Krankheit sind beihilfefä­

hig die Aufwendungen für
3. eine vom Arzt schriftlich angeordnete Heil­

behandlung und die dabei verbrauchten Stof­
fe. Zur Heilbehandlung gehören auch ärzt­
lich verordnete Bäder - ausgenommen Sauna­
bäder und Schwimmen in Mineral- oder Ther­
malbädern außerhalb einer Sanatoriumsbe­
handlung oder Heilkur -, Massagen, Bestrah­
lungen, Krankengymnastik, Bewegungs-, Be- 
scliäftigungs- sowie Sprachtherapie und der­
gleichen. Ist die Durchführung einer Heil­
behandlung in einen Unterricht zur Erfüllng 
der Schulpflicht eingebunden, so sind die 
Aufwendungen bis zu 20,—  DM täglich bei­
hilfefähig; dies gilt entsprechend für 
Heilbehandlungen, mit denen zugleich in er­
heblichem Umfang berufsbildende oder allge­
meinbildende Zivecke verfolgt werden."
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Die Beklagte hat die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen in
von 20,—  DM pro Tag anerkannt und darüber hinausgehende 

: anlungen abgelehnt.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, daß alle Aufwendun- 
f"ür die Unterbringung des Kindes R im Sonderkindergar-

cen beihilfefähig seien. Es handele sich um Aufwendungen für 
Heilbehandlungen, bei denen die Begrenzung auf 20,—  DM pro Tag 
nicht in Betracht komme. Im Sonderkindergarten seien in der Grup­
pe die krankengymnastischen, musikpädagogischen und sprachlichen 
Hj.nzsltherapien fortgesetzt worden. Damit sei das Kind R 
nicht wie in einem sonstigen Kindergarten betreut, sondern heil­
pädagogisch behandelt worden. Heilbehandlungen bei einem behin­
derten Kind im Vorschulalter verfolgten nicht in erheblichem Um- 
<:g allgemeinbildende Zwecke, sondern dienten dazu, körperliche, 

geistige und seelische Einschränkungen, in denen die Gesundheits­
schädigung zum Ausdruck komme, auszugleichen und zu lindern.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 15.777,—  DM 
nebst 4 % Zinsen seit dem 2. September 1987 zu 
zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

hg re a at tie cue fats urig vertreten, daß die Aufwen­
dungen für die Unterbringung des Kindes R im Sonderkinder­
garten über den Tagessatz von 20,—  DM hinaus nicht beihilfefähig 
seien. Selbst wenn die Betreuung des Kindes im Sonderkindergarten
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als Heilbehandlung anzusehen sei, würden mit ihr in erheblichem 
Umfang allgemeinbildende Zwecke verfolgt. Ein Sonderkindergarten 
diene wie jeder Kindergarten der Förderung der kindlichen Ent­
wicklung durch erzieherische und sonstige Maßnahmen. Dies seien 
allgemeinbildende Zwecke im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 3 
Halbsatz 2 BhV. Außerdem habe der Kläger die geltend gemachten 
Aufwendungen nicht hinreichend spezifiziert.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit der 
Revision verfolgt der Kläger sein Klagebegehren weiter. Die Be­
klagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision ist unbegründet. Die Vorinstanzen haben zu 
Recht erkannt, daß die Aufwendungen für die Unterbringung des 
Kindes R im Sonderkindergarten nur in Höhe von 20,—  DM pro
Tag beihilfefähig sind.

I. Das Landesarbeitsgericht nimmt an, die Betreuung im Sonder­
kindergarten sei wegen der Behinderung des Kindes als Heilbehand­
lung im Sinne von § 6 Abs. 1 Nr. 3 BhV anzusehen. Diese diene je­
doch in erheblichem Umfang allgemeinbildenden Zwecken. Die thera­
peutischen Bemühungen im Sonderkindergarten seien dazu bestimmt, 
die Behinderung des Kindes R auszugleichen und die auf ihr
beruhenden Folgen nach Möglichkeit zu beseitigen oder zu lindern. 
Die Fähigkeiten des behinderten Kindes sollten ausgebildet und

6JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


6

entwickelt werden, damit es bessere Möglichkeiten gewinne, sich 
in seiner Umwelt zurecht zu finden. Damit würden Ziele verfolgt, 
die Jeder Bildungevermittlung immanent und geeignet seien, den 
Besuch von (Sonder-)schulen vorzubereiten. Allgemeinbildende 
Zwecke könnten auch bei Maßnahmen außerhalb eines schulischen Un­
terrichts verfolgt werden.

II. Diesen Erwägungen des Landesarbeitsgerichts ist zuzustimmen. 
Aus ihnen ergibt sich die Beschränkung der Beihilfefähigkeit.

1. Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht angenommen, daß der 
Kläger, der als Sozialhilfeträger für die Aufwendungen aufgekom­
men ist, den Beihilfeanspruch des Vaters des Kindes auf sich 
übergeleitet hat (S 90 BSHG). Der Kläger erwarb dadurch den An­
spruch jedoch nur in der Höhe, in der er gegen die Beklagte be­
stand.

2 . Der Beihilfeanspruch des Vaters des Kindes gegenüber der Be­
klagten hat seine Rechtsgrundlage in § 40 BAT. Diese tarifliche 
Bestimmung verweist auf die bei dem Arbeitgeber geltenden Bestim­
mungen und damit auf die Beihilfevorschriften des Landes Nieder­
sachsen, die denen des Bundes entsprechen. Nach § 6 Abs. 3 Nr. 3 
BhV sind Aufwendungen für eine vom Arzt schriftlich angeordnete 
Heilbehandlung grundsätzlich in vollem Umfange beihilfefähig.
Eine Beschränkung der Beihilfefähigkeit der Aufwendungen ist je­
doch in S 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 3 Halbsatz 2 BhV bei Heilbehandlun­
gen vorgesehen, mit denen zugleich in erheblichem Umfang allge­
meinbildende Zwecke verfolgt werden.
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a) In Übereinstimmung mit der Auffassung der Parteien geht das 
Landesarbeitsgericht zutreffend davon aus, daß beim Kind R
im Sonderkindergarten im Klagezeitraum aufgrund schriftlicher 
ärztlicher Anordnung Heilbehandlungen im Sinne von § 6 Abs. 1 
Nr. 3 BhV vorgenommen wurden.

Unter Heilbehandlung im Sinne der Beihilfevorschrift ist 
jede zur Wiedererlangung der Gesundheit, der Besserung oder Lin­
derung von Leiden oder zur Beseitigung von Körperschäden dienende 
Maßnahme zu verstehen (vgl. Ahrens/Beisel, Das neue Beihilfe­
recht, S. 53). Dazu gehören auch die in § 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 
BhV ausdrücklich genannten Maßnahmen, wie Massagen, Bestrahlun­
gen, Krankengymnastik, Bewegungs-, Beschäftigungs- und Sprachthe­
rapie . Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts wurden 
im Sonderkindergarten durch geeignetes Fachpersonal Einzelthera- 
pien, wie Sprachtherapie, Musikpädagogik, Krankengymastik und 
therapeutisches Reiten durchgeführt und in der Gruppe intensi­
viert. Daraus hat das Landesarbeitsgericht mit Recht gefolgert, 
daß alle im Sonderkindergarten durchgeführten Maßnahmen, die dazu 
dienten, die mit der Behinderung des Kindes verbundenen Schäden 
auszugleichen und die auf der Behinderung beruhenden körperlichen 
und seelischen Beeinträchtigungen zu lindern, als Heilbehandlung 
im Sinne der Beihilfevorschrift anzusehen sind.

b) Mit den im Sonderkindergarten durchgeführten Heilbehandlun­
gen wurden jedoch zugleich in erheblichem Umfang allgemeinbilden­
de Zwecke verfolgt, so daß die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen
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nach i 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 3 Halbsatz 2 BhV beschränkt ist.

aa) Zwar verweist der Kläger mit Recht darauf, daß die Vermitt­
lung von Allgemeinbildung im Sinne einer Grund- und Elementarbil­
dung, die es dem Menschen ermöglicht, sich in seiner Welt zurecht 
zu finden, nach herkömmlichem Verständnis (vgl. Meyers Enzyklopä­
disches Lexikon, Stichwort: Allgemeinbildung) grundsätzlich Auf­
gabe der Schulen ist. Heilbehandlungen, die im schulischen bzw. 
berufsbildenden Bereich durchgeführt werden, sind in S 6 Abs. 1 
Nr. 3 Satz 3 Halbsatz 1 und 2 BhV jedoch gesondert aufgeführt. 
Daraus folgt, daß Heilbehandlungen, mit denen zugleich in erheb­
lichem Umfang allgemeinbildende Zwecke verfolgt werden, auch dann 
von der Beschränkung der Beihilfefähigkeit der Aufwendungen im 
Sinne von § 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 3 Halbsatz 2 BhV erfaßt werden, 
wenn sie außerhalb schulischer bzw. berufsbildender Maßnahmen er­
folgen.

Dem Landesarbeitsgericht ist darin zu folgen, daß allgemein- 
bildende Zwecke im Sinne der Beihilfevorschrift auch durch die 
Betreuung eines Kindes in einem Kindergarten bzw. Sonderkinder­
garten und damit im vorschulischen Bereich verfolgt werden kön­
nen. Aufgabe eines Kindergartens ist die Betreuung, Förderung, 
Erziehung und Bildung von Kindern. Der Kindergarten hat damit im 
Elementarbereich des Bildungssystems einen eigenständigen Bil­
dungsauftrag (vgl. z. B. §§ 1, 2 Abs. 1 Kindergartengesetz- 
Nordrhein-Westfalen). Im Kindergarten werden in Ergänzung und Un­
terstützung der familiären Erziehung elementare Kenntnisse und 
Fähigkeiten vermittelt, die dem Kind helfen sollen, sich in sei-
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‘ Ä@if W@lt zu bewegen und verständlich zu machen. Im Mittelpunkt 
4er Erziehung©- und Bildungsarbeit stehen dabei Sprachtörderung,

> W?$i@l@ Erziehung, Urawe 1 tbegegmmg und spielerisch© Betätigung.
JMPbv gilt auch für einen Sonderkindergarten, in dem bei der Er­
füllung dieser Aufgabe jedoch die besondere Lage behinderter 

. Ä0#ar sw berücksichtigen ist, die ein© besonders intensive Be­
schäftigung mit den Kindern erfordert. Soweit der Kläger darauf 
verweist, der Personalschlüssel für das Betreuungspersonal sei in 
Sonderkindergärten höher als in sonstigen Kindergärten, berech­
tigt dies nicht zu der Annahme, im Sonderkindergarten würden nur 
in geringem Umfang allgemeinbildende Zwecke verfolgt. Daraus er­
gibt sich nur, daß im Sonderkindergarten die allen Kindergärten 
obliegende Betreuung, Förderung, Erziehung und Bildung der Kinder 
ein® intensivere Beschäftigung mit dem einzelnen behinderten Kind 
erfordert, nicht aber, daß der Betrieb eines Sonderkindergartens 
sich auf reine Behindertentherapie beschränkt.

bb) Die Betreuung in dem Sonderkindergarten, in dem das Kind R 
sich befand, diente in erheblichem Umfang allgemeinbilden­

den Zwecken. Das Landesarbeitsgericht weist zu Recht auf das Gut­
achten des Kinder- und Jugendpsychiaters Dr. med. Peter W

hin. Darin ist ausgeführt, daß es sich bei einem Großteil 
der in dem Sonderkindergarten entfalteten Bemühungen um erziehe­
rische und übende Maßnahmen handelte, welche auch in Regelkinder­
gärten durchgeführt werden und welche bei behinderten ebenso wie 
bei nichtbehinderten Kindern die Förderung der kindlichen Ent­
wicklung zum Ziel haben. Dies ergibt sich auch aus dem zeitlichen

10JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


10

Umfang der Einzel- und Gruppentherapiemaßnahmen. Die Einzelthera­
pien im sprachlichen und musikpädagogischen Bereich, bei der 
Krankengymnastik sowie beim therapeutischen Reiten nahmen wö­
chentlich nur vier Stunden in Anspruch, während die übrige Zeit 
auf deren Intensivierung in der Gruppe und sonstige heilpädagogi­
sche Maßnahmen entfiel. Zeitlich weitaus überwiegend wurden somit 
Maßnahmen durchgeführt, die dazu dienten, sowohl die körperlichen 
und geistigen Fähigkeiten des Kindes zu fördern als auch sein So­
zialverhalten zu entwickeln. Sie verfolgten damit auch soweit sie 
im Hinblick auf die Behinderung des Kindes R als Heil­
behandlungen anzusehen waren, allgemeinbildende Zwecke im Sinne 
von § 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 3 Halbst’tz 2 BhV. Daß der Umfang dieser 
allgemeinbildenden Zwecke nicht erheblich gewesen sei, hat der 
insoweit darlegungspflichtige Kläger nicht substantiiert darge­
legt. Bereits deshalb geht die Rüge der Revision fehl, das Beru­
fungsgericht habe § 286 ZPO verletzt.

III. Der Kläger hat die Kosten seiner erfolglosen Revision nach 
S 97 Abs. 1 ZPO zu tragen.

Dr. Peifer Dr. Jobs Dr. Freitag
Marx Ziegenhagen
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